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Gesetz
über die Errichtung
einer Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur

Vom 5. Juni 1998
(BGBl. I S. 1226)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Rechtsform der Stiftung

Unter dem Namen „Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ wird mit Sitz
in Berlin eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet. Die Stif-
tung entsteht mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes.

§ 2
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist es, in Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen
auf dem Gebiet der Aufarbeitung der SED-Diktatur, Beiträge zur umfassenden
Aufarbeitung von Ursachen, Geschichte und Folgen der Diktatur in der sowje-
tischen Besatzungszone in Deutschland und in der DDR zu leisten und zu un-
terstützen, die Erinnerung an das geschehene Unrecht und die Opfer wachzu-
halten sowie den antitotalitären Konsens in der Gesellschaft, die Demokratie
und die innere Einheit Deutschlands zu fördern und zu festigen.

(2) Der Erfüllung dieses Zweckes dienen insbesondere:

1. die projektbezogene Förderung von gesellschaftlichen Aufarbeitungsinitia-
tiven, von privaten Archiven und von Verbänden der Opfer der Diktatur in der
sowjetischen Besatzungszone und in der DDR;

2. die Unterstützung der Beratung und Betreuung von Opfern der sowjetischen
Besatzungsmacht und der SED-Diktatur;

3. die Förderung der politisch-historischen Aufklärung und der wissenschaftli-
chen Arbeit über die Diktatur in der sowjetischen Besatzungszone und in der
DDR, wobei die Stiftung keine Forschungstätigkeit betreibt, sondern For-
schungsvorhaben Dritter unterstützt;

4. die Sicherung und Sammlung, Dokumentation und Auswertung entspre-
chender Materialien, insbesondere über Opposition und Widerstand und über
politische Verfolgung und Repression, sowie von sonstigem privatem Schrift-
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gut; Errichtung und Unterhaltung eines Archivs nebst Dokumentationsstelle
und Bibliothek; die Stiftung bewahrt zu Forschungszwecken das Archivgut der
Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“ der 12. Wahlperiode des Deutschen Bundestages und
der Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Pro-
zeß der deutschen Einheit“ der 13. Wahlperiode des Deutschen Bundestages
als Dauerleihgabe auf, das zur inhaltlichen Vorbereitung der Kommissionsbe-
richte und Kommissionsanhörungen entstanden oder gesammelt worden ist;

5. die Mitgestaltung des Gedenkens an die Opfer dieser Diktaturen sowie der
Erinnerung an die deutsche Teilung und an die friedliche Revolution 1989/90;

6. die Förderung der internationalen Zusammenarbeit bei der Aufarbeitung
von Diktaturen, insbesondere im europäischen Rahmen.

(3) Der Erfüllung des Zweckes können u.a. dienen:

1. eigene Veranstaltungen, Publikationen und sonstige Beiträge zur politisch-
historischen Aufklärung über die SED-Diktatur;

2. die finanzielle Förderung von Forschungsprojekten Dritter und die Förde-
rung von Nachwuchswissenschaftlern, insbesondere durch Stipendien;

3. die Vergabe von Preisen für besondere publizistische, wissenschaftliche
oder künstlerische Leistungen im Sinne des Stiftungszweckes;

4. die Ausgestaltung von Gedenktagen, die an die deutsche Teilung, an Oppo-
sition und Widerstand und an die Opfer der Diktatur in der sowjetischen Be-
satzungszone und in der DDR erinnern.

§ 3
Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen bilden diejenigen unbeweglichen und beweglichen
Vermögensgegenstände, die die Bundesrepublik Deutschland für Zwecke der
Stiftung erwirbt.

(2) Ferner ist die Stiftung berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite anzuneh-
men und eigene Rechtsgeschäfte zu tätigen.

(3) Zur Erfüllung des Stiftungszweckes (§ 2 Abs. 1) erhält die Stiftung einen
jährlichen Zuschuß des Bundes nach Maßgabe des jeweiligen durch das Bun-
deshaushaltsgesetz festgestellten Bundeshaushaltsplans. Darüber hinaus sind
im Rahmen der Verfügbarkeit Mittel aus dem in § 20 b des Parteiengesetzes
der Deutschen Demokratischen Republik vom 21. Februar 1990 (GBl. 1 Nr. 9
S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 1990 (GBl. 1 Nr. 49 S. 904),
in Verbindung mit Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III Buchstabe d
Satz 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885,
1150) genannten Vermögen vorrangig zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu


